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Angemessene Praxis?
Leitlinien zum Umgang mit Suizidhilfe-Anfragen in der Entwicklung

Später Entwurf

Die Ampel-Regierung war 
schon drei Wochen Geschich-
te, da legte das Bundesminis-
terium für Gesundheit (BMG) 
am 28. November endlich 
seinen Referenten-Entwurf 
für ein Suizidpräventions-
gesetz vor. Der Entwurf, der 
spätestens am 30. Juni hätte 
fertig sein müssen (→ BIO-
SKOP Nr.107), sieht u.a. vor, 
eine Nationale Koordinie- 
rungsstelle zur Suizidpräven- 
tion einzurichten. Die Stelle 
soll qualitätsgesicherte In-
formationen über Suizidalität 
entwickeln und veröffentli-
chen, bestehende Hilfsange-
bote miteinander vernetzen, 
außerdem die Forschung zu 
Suizidprävention, Suizidalität 
und Suizidhilfe vorantreiben. 
Vorgesehen ist auch, ein 
Konzept für eine bundesweit 
einheitliche Krisendienst-
rufnummer zu erarbeiten, 
gemeinsam mit den Ländern. 
Sehr fraglich ist allerdings, 
ob vor der Bundestagswahl 
überhaupt noch ein Gesetz  
zur Suizidprävention be-
schlossen werden kann –  
auch hier liegt die Tücke ja  
im Detail. Das BMG hat fach- 
kundigen Verbänden eine 
sehr kurze Frist gesetzt, um 
seinen Entwurf zu kommen
tieren. Beeilt hat sich zum 
Beispiel der Deutsche Cari-
tasverband, er bemängelt in 
seiner Stellungnahme vom 
5. Dezember, dass im Entwurf 
ein »Schutzkonzept zur Prä-
vention des assistierten Sui-
zids« fehle. Der Paritätische 
Gesamtverband findet den 
BMG-Entwurf »nur in Teilen« 
gelungen; er vermisst etwa 
»verbindliche Regelungen zur 
Bereitstellung zusätzlicher 
finanzieller Mittel insbeson-
dere zur Unterstützung der 
Länder und Kommunen bei 
der Suizidprävention«.

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), verantwortlich 
für BIOSKOP

Zwei Gesetzentwürfe, die Verfahren für 
Suizidassistenz regeln und damit auch 
legitimieren sollten, sind im Juli 2023 
im Bundestag gescheitert (→ BIOSKOP 
Nr. 103). Der neue Ethikratsvorsitzende hat 
jetzt wieder eine Regulierung ins Gespräch 
gebracht. Womöglich wird nach der Bun-
destagswahl ein weitererer Versuch unter-
nommen. Forschungsprojekte, die Leit- 
linien zum Umgang mit Suizidhilfe-Anfra-
gen entwickeln wollen, laufen schon.

Am 15. November, rund fünf Wochen nach 
der Berufung seiner neuen Mitglieder, hat 

der Deutsche Ethikrat in Berlin getagt. Zum 
neuen Vorsitzenden wurde dabei der Düsseldor-
fer Strafrechtsprofessor Helmut Frister gewählt, 
im Fokus der nächsten Jahrestagung soll das 
Thema »Solidarität« stehen. Zwei Wochen nach 
seiner Wahl gab Frister der Rheinischen Post ein 
Interview. Gefragt, ob er eine gesetzliche Rege-
lung für den assistierten Suizid befürworte, sagte 
Frister, diese sei »nötig«. Zwar seien Ärzt*innen 
stets »verpflichtet, die Freiverantwortlichkeit 
einer Suizidentscheidung sorgfältig zu prüfen«. 
Allerdings gebe es dafür bisher kein geregeltes 
Verfahren. Laut Frister sollte ein solches Verfah-
ren »nicht zu restriktiv« ausgestaltet sein, ein 
psychiatrisches Gutachten hält der Ethikratsvor-
sitzende »nicht in jedem Fall für notwendig«.

Ein »Instrument zur Beurteilung der Selbst-
bestimmungsfähigkeit bei Anfragen nach assis-
tierter Selbsttötung« möchte ein Forschungs-
netzwerk entwickeln, das in diesem Herbst 
seine Arbeit aufgenommen hat. Das Netzwerk, 
gefördert von der Deutschen Forschungsge-
meinschaft, trägt den Titel »Wissenschaftliche 
Fundierung einer verantwortbaren Praxis der 
assistierten Selbsttötung«. Beteiligt sind 16 Wis-
senschaftler*innen, Koordinator ist der Medizin- 
ethiker Jan Schildmann von der Universität 
Halle-Wittenberg.

In einer Pressemitteilung zum Projekt er-
klärte Schildmann am 10. Oktober: »Der häufig 
stark gemachte Gegensatz von Suizidprävention 
und Suizidassistenz verhindert eine konstruk-
tive Diskussion über einen verantwortbaren 
Umgang mit den vielschichtigen Anfragen 
nach Suizidassistenz.« Schildmann hält es für 
wichtig, »im Ringen um eine angemessene Pra-
xis« Menschen aus unterschiedlichen Berufen 
zusammenzubringen. Seine Ergebnisse will das 
Forschungsnetzwerk im Jahr 2027 öffentlich 
vorstellen, darunter auch »Qualitätskriterien für 
die Dokumentation und Bewertung von Auf-
klärungs- und Beratungsgesprächen«, die mit 

Menschen geführt werden, die nach Suizid- 
hilfe fragen.

Bereits Ende 2025 fertig sein soll eine Leit- 
linie zum »Umgang mit Anfragen nach Assis
tenz bei der Selbsttötung«, die mehrere Profes- 
sor*innen im Februar 2024 bei der Arbeitsge-
meinschaft der Wissenschaftlichen Medizini-
schen Fachgesellschaften (AWMF) angemeldet 
haben. Zum Inhalt des Leitlinienprojekts, an 
dem unter anderem die Palliativmedizinerin 
Claudia Bausewein (München) und der Medizin- 
ethiker Alfred Simon (Göttingen) beteiligt 
sind, heißt es: »Dringliche Bedarfe bestehen 
insbesondere hinsichtlich des Vorgehens bei der 
Prüfung der Freiverantwortlichkeit sowie der 
Aufklärung und Beratung bezüglich bestehender 
alternativer Handlungsoptionen in diesen exis-
tentiellen Situationen.« Zielgruppe der Leitlinie 
sollen »Mitarbeitende im Gesundheitswesen« 
sein; in die Entwicklung der »medizinisch, 
ethisch und rechtlich begründeten Empfehlun
gen« werden nicht nur Fachgesellschaften 
einbezogen, sondern auch »weitere Organisatio
nen«, darunter die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Selbsthilfe und die Deutsche Gesellschaft für 
Humanes Sterben.

»Suizidprävention realisieren«

Ein Forschungsprojekt, das der Suizid-
prävention bei älteren Menschen dienen soll, 
startete im September an der Hochschule Ess-
lingen. Im Fokus steht der »pflegeprofessionelle 
Umgang« mit Anfragen nach Suizidassistenz, 
gestellt von Menschen in der stationären und 
ambulanten Langzeitpflege. Auf Basis von Lite-
raturrecherchen und Gruppenbefragungen mit 
Pflegefachpersonen sollen je zwei Praxis- und 
Ethik-Leitlinien entwickelt und anschließend in 
mehreren Pflegeeinrichtungen eingeführt wer-
den, Schulungen sollen die Mitarbeiter*innen 
mit den neuen Leitlinien vertraut machen.

Geleitet wird das Projekt von der Esslinger 
Pflegewissenschaftlerin Annette Riedel. Zum 
Ziel des Projekts, das vom Bundesgesundheits-
ministerium gefördert wird und bis September 
2027 läuft, erklärt Professorin Riedel: »Wir 
wollen die Pflegefachpersonen sensibilisieren, 
Suizidrisiken zu erfassen, Suizidalität frühzeitig 
zu erkennen und Suizidprävention zu realisie-
ren.« Ihr Forschungsprojekt leiste somit einen 
wichtigen Beitrag zur Umsetzung der im Mai 
2024 vorgestellten »Nationalen Suizidpräventi-
onsstrategie« der Bundesregierung (→ BIOSKOP 
Nr. 106) und könne helfen, die Zahl von Selbst-
tötungen älterer Menschen zu verringern.�


